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Hausordnungen

• Primäre Aufgabe der Hausordnungen ist es, den Alltag der 
Bewohner*innen in der Unterkunft im Interesse eines geordneten und 
konfliktarmen Zusammenlebens zu regeln.

• Welche Regelungen in Hausordnungen sind zulässig?



Beispiel Hausordnung Gronau: 
Nutzung von Elektrogeräten

„Das Betreiben von Zusatzgeräten (Elektrogeräte) innerhalb der einzelnen 
Wohneinheiten ist aus Gründen des Brandschutzes strengstens untersagt 
(z.B. Doppelkochplatten, Heizlüfter usw.). Sollten sich aus dem Betrieb 
oder der Nutzung privater Elektrogeräte Gefahrenpotenziale für den 
Brandschutz sowie dem Schutz von Leib und Leben der Bewohner:innen
ergeben, ist die Stadt Gronau auf Grund der erforderlichen 
Gefahrenabwehr zur Wegnahme und Entsorgung dieser Geräte 
berechtigt.“

https://gronau.ratsinfomanagement.net/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZcjiuxxcZlhOXvJWOS5UCffe
SI0a__m2S_bAYEYT8tEW/Anlage_1_-_Integrationskonzept.pdf



Nutzung persönlicher Gegenstände: Elektrogeräte

• Ein pauschales Verbot eigener Elektrogeräte steht der grundrechtlich 
verbrieften allgemeinen Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) 
entgegen.

• Insbesondere wenn eine Unterkunft langfristig den Lebensmittelpunkt 
von Bewohnerinnen darstellt, wäre ein solches Verbot eine 
schwerwiegende Einschränkung.

• Auch bei legitimen Verbotszwecken, wie z. B. der Vermeidung von 
Brandgefahren durch unsichere Geräte, wäre ein milderes Mittel 
bspw. eine vorherige Prüfung durch die Unterkunftsleitung auf ein 
TÜV- oder GS-Siegel und die anschließende Genehmigung.

• Störungen anderer Bewohnerinnen durch den Betrieb von 
Elektrogeräten, wie bspw. Musikanlagen, dürften nicht zu einem 
pauschalen Verbot entsprechender Geräte führen. Stattdessen 
könnten über die Hausordnung Betriebszeiten und/oder Lautstärke 
eingegrenzt werden. 



Beispiel Hausordnung Gronau: 
Betreten der Wohnräume 

„Städtische Mitarbeitende und deren Beauftragte sind berechtigt, die 
Unterkunftsräume an Werktagen in der Zeit von 08.00 – 18.00 Uhr zu 
betreten. In begründeten Ausnahmefällen (z.B. zur Gefahrenabwehr, 
rasche Unterbringung von Personen, Prüfung der Anwesenheit 
unbefugter Personen) ist ihnen der Zutritt zu jeder Zeit (auch ohne 
Einwilligung der Bewohnenden) gestattet.“

https://gronau.ratsinfomanagement.net/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZcjiuxxcZlhOXvJWOS5UCffe
SI0a__m2S_bAYEYT8tEW/Anlage_1_-_Integrationskonzept.pdf



Hausrecht

• In Hausordnungen ist bspw. häufig ein weitreichendes 
Betretensrecht für Behörden- und Unterkunftsmitarbeiterinnen 
geregelt.

• Aber: Zumindest die Schlafräume in Aufnahmeeinrichtungen 
unterfallen stets dem Schutz von Art. 13 Abs. 1 GG. Die 
Bewohner*innen sind diesbezüglich als Inhaber*in der Wohnung 
anzusehen.

• Regelungen in Hausordnungen oder Benutzungssatzungen über 
die alleinige Inhaberschaft des Hausrechts einer 
Unterkunftsbetreiberin sind damit gegenstandslos.

• Regelungen, dass Räume anlasslos von Betreiberinnen und deren 
Bediensteten betreten würden dürften, widersprechen dem 
Grundgesetz.

• Es besteht ein grundsätzliches Verbot, einen Wohnraum gegen 
den Willen der Bewohnerin zu betreten.



Unverletzlichkeit der Wohnung: Durchsuchungen

• Der Schutz von Art. 13 Abs. 1 GG kann nur unter engen 
Voraussetzungen eingeschränkt werden

• So bedürfen bspw. Durchsuchungen von Wohnräumen (etwa 
zum Zwecke einer Abschiebung) einer richterlichen 
Anordnung.

• Dabei darf eine Durchsuchung nur durch gesetzlich festgelegte 
Organe erfolgen, niemals durch Unterkunftsbetreiberinnen.



Unverletzlichkeit der Wohnung: Betreten der 
Wohnräume

• Geringere Anforderungen gelten für ein Betreten der 
Wohnräume.

• Das Betreten und Besichtigen bedarf daher keiner richterlichen 
Anordnung, ist nach Art. 13 Abs. 7 GG allerdings nur zur 
Abwehr einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr für 
einzelne Personen zulässig.

• Somit sind pauschale und jederzeitige Betretensrechte für 
Unterkunftsbetreiberinnen - etwa aus Gründen der Sicherheit 
oder des Brandschutzes - nicht zulässig.



Flüchtlingsrat NRW – Erhebung 2021: Zimmerkontrollen 
(135 Rückmeldungen)

• In 54 % der von uns erfassten GUe unangekündigte Zimmerkontrollen.

• Angesichts der grundgesetzlich garantierten Unverletzlichkeit der 
Wohnung ist das eine äußerst fragwürdige Praxis.



Beispiel Hausordnung Gronau: Besuchsrecht

„Gäste der Unterkunft dürfen sich von 08.00 Uhr – 20.00 Uhr in der 
Gemeinschaftsunterkunft aufhalten. Gegenüber den städtischen 
Mitarbeitenden und deren Beauftragte sind sie verpflichtet, auf 
Verlangen jederzeit den eigenen Ausweis vorzulegen.

…

Gäste, die mit keiner Person in der Unterkunft verwandt oder 
verschwägert oder persönlich bekannt sind, dürfen die Unterkunft nur 
betreten und sich dort nur in den für die Öffentlichkeit vorgesehenen 
Räumen aufhalten, wenn hierfür ausdrücklich eine Erlaubnis vorliegt (z.B. 
eine tagesaktuelle Erlaubnis der Mitarbeitenden bzw. Beauftragten der 
Stadt Gronau, Besuche anlässlich eines Beratungsgespräches, Besuche 
anlässlich von Veranstaltungen im Gebäude o.ä.). Gäste sind verpflichtet, 
auf Verlangen jederzeit ihren Ausweis vorzulegen.“

https://gronau.ratsinfomanagement.net/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZcjiuxxcZlhOXvJWOS5UCffe
SI0a__m2S_bAYEYT8tEW/Anlage_1_-_Integrationskonzept.pdf



Beispiel: Besuchsverbote- und einschränkungen

• Häufig sind in Hausordnungen von Gemeinschaftsunterkünften 
pauschale Besuchsverbote, z. B. zu bestimmten Uhrzeiten, 
formuliert.

• Dem steht die allgemeine Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 1 
GG., der Schutz der Wohnung aus Art. 13 Abs. 1 GG sowie ggf. 
der besondere Schutz von Ehe und Familie nach Art. 6 GG 
entgegen.

• Allerdings sind in diesem Zusammenhang auch die Rechte der 
anderen Bewohner*innen aus Art. 13 Abs. 1 GG zu 
berücksichtigen, die durch den Besuch potentiell beeinträchtigt 
werden können. 

• Ggf. muss mittels Besuchsregelungen für einen 
Interessenausgleich gesorgt werden, sofern hier ein konkreter 
Konflikt besteht.

• Pauschale, unbegründete Besuchseinschränkungen sind nicht 
zulässig.



Beispiel: Hausverbote

Die Voraussetzungen für die Erteilung eines Hausverbots sind rechtlich 
schwer eingrenzbar, einige Gutachten gehen näher auf dieses Thema ein:

• So sei eine Voraussetzung eine „nachhaltige Störung des 
Dienstbetriebs“ (Sächsischer FR, 2021).

• Besucherinnen, die „grob die Ruhe und Ordnung in der Unterkunft 
stören oder andere Bewohner*innen erheblich belästigen“, könne ein 
Hausverbot erteilt werden (Lederer, 2018)

• Dabei müssten „konkrete objektive Gefahren für Bewohner*innen 
bzw. die Beschäftigten der Einrichtung, bei sonstigen greifbaren 
Gefahren für Sicherheit und Ordnung oder bei objektiv bestehendem 
Verdacht auf bevorstehende Straftaten“ bestehen.

• Hausverbote sind grundsätzlich schriftlich zu erteilen.



Weiterführende Informationen:

• Rechtsgutachten „Hausordnungen in Aufnahmeeinrichtungen“, u.a. 
Sächsischer Flüchtlingsrat, 2021: https://www.menschen-
wuerdig.org/wp-content/uploads/2021/05/Rechtsgutachten-
Hausordnung-in-Aufnahmeeinrichtungen.pdf

• Studie: Hausordnungen menschenrechtskonform gestalten, DIMR 
2018: https://www.institut-fuer-
menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Analyse_Stud
ie/Analyse_Hausordnungen_menschenrechtskonform_gestalten.pdf

• Gutachten „Grundrechte für Geflüchtete in 
Gemeinschaftsunterkünften“, Anja Lederer, 2018: 
https://www.antidiskriminierungsberatung-brandenburg.de/wp-
content/uploads/2019/03/Grundrechtsverletzung_Heime_Online.pdf


